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Rob JETTEN Foto Imago

„Het kann wél“ riefen die  Parteian-
hänger, als Rob Jetten am Mittwoch-
abend vor sie trat. „Es ist möglich“ – 
das ist die niederländische Variante 
von Barack Obamas „Yes, we can“. 
Der Wahlkampfslogan sollte zum 
Ausdruck bringen, wofür der 38 Jah-
re alte Jetten und seine linksliberale 
Partei D66 stehen wollen: für Auf-
bruch, Tatkraft und eine positive 
Agenda. Doch in dem Leidener Mu-
sikclub bekam der Spruch noch einen 
anderen Klang: Möglich war nun 
auch der Einzug ins Amt des Minis-
terpräsidenten, die Übernahme der 
Regierung zum ersten Mal in der Ge-
schichte der 1966 gegründeten Par-
tei. Denn Jetten ist der große und un-
erwartete Sieger der Parlamentswahl 
– auch  wenn sein Vorsprung auf den 
Rechtspopulisten Geert Wilders bis 
zum Morgen schmolz.

Im Wahlkampf hat der Mann aus 
dem nördlichen Brabant eine Auf-
holjagd sondergleichen hingelegt. 
Mitte Oktober lag seine Partei in den 
Umfragen noch bei 14 Sitzen. Dann 
aber geschahen zwei Dinge, die sie in 
den Umfragen nach oben katapul-
tierten und Jetten hohe Beliebtheits-
werte verschafften. Erst stellte 
Wilders seinen Wahlkampf für ein 
paar Tage ein, was er mit einer an-
geblichen Terrorbedrohung gegen 
sich begründete. Damit rutschte Jet-
ten als vierter Kandidat in die erste 
große Fernsehdebatte auf RTL – und 
präsentierte sich dort als liberale Al-
ternative zum dirigistisch auftreten-
den Frans Timmermans, seinem 
größten Konkurrenten auf der Lin-
ken. Dann trat er auch noch im Fina-
le der populären Quizshow „Der 
klügste Mensch der Welt“ an. Er 
nutzte die Chance, sich vor einem 
Millionenpublikum als ebenso elo-
quenter wie nahbarer Politiker zu 
präsentieren und sein Streber-Image 
abzulegen.

Nach einem Studium der öffentli-
chen Verwaltung  wurde er Vorsitzen-
der der  Jugendorganisation von D66. 
Mit dreißig Jahren zog er in die Abge-
ordnetenkammer ein, wo er nur ein 
Jahr später zum Fraktionsvorsitzen-
den aufstieg. Als Minister für Klima 
und Energie trieb er ab 2022 den Aus-
bau der Windkraft voran, traf aber 
auch Vorbereitungen für den poli-
tisch gewollten Ausbau der Kern-
energie. Mitte 2023 wurde er Partei-
vorsitzender. 

Jetten ist homosexuell, worüber er 
seit 2016 offen spricht. Vor ein paar 
Jahren veröffentlichte er auf Twitter 
Hassnachrichten, die er nahezu täg-
lich erhalte. Liiert ist er mit dem ar-
gentinischen Feldhockeyspieler Ni-
colás Keenan, der für einen nieder-
ländischen Club spielt. Beide wollen 
bald heiraten, wie er in der Quiz-
show verriet. Abstimmen muss er 
das nun mit den Verhandlungen über 
eine Regierungskoalition. Seine Prä-
ferenz machte er schon am Wahl-
abend deutlich: „ein stabiles Kabi-
nett mit allen positiven Kräften der 
Mitte“. THOMAS GUTSCHKER

Eloquent und
linksliberal

I m Herbst 2002 gab sich die Deut-
sche Bischofskonferenz ein Regel-
werk zum Umgang mit Fällen se-
xueller Gewalt gegenüber Minder-

jährigen und Schutzbefohlenen. Einen 
konkreten Anlass gab es damals nicht, 
sieht man von alarmierenden Berichten 
über weit verbreitete sexualisierte Gewalt 
in der Kirche in Irland und den Vereinig-
ten Staaten und Verschärfungen der kir-
chenrechtlichen Vorgaben zum Umgang 
mit mutmaßlichen Tätern von Kindes-
missbrauch ab, die Papst Johannes Paul 
II. auf Betreiben des damaligen Kardinals 
Joseph Ratzinger in Kraft setzte. Hierzu-
lande aber wog  man sich in dem Glau-
ben, es mit Einzelfällen zu tun zu haben, 
derer man sich unauffällig entledigen 
konnte, etwa indem man sie auf eine an-
dere Pfarrstelle oder ins Ausland versetz-
te. Um so größere  Mühe wurde dagegen 
darauf verwandt, Betroffene zum Schwei-
gen zu bringen – wenn man ihnen über-
haupt Glauben geschenkt hatte. Eine Zu-
sammenarbeit mit Strafverfolgungsbe-
hörden oder Unterstützungsangebote für 
die Gewaltopfer und ihre Angehörigen 
gab es nicht.

Mit den Leitlinien sollten in der Kirche 
neue Zeiten anbrechen, wofür die Bi-
schöfe sich nicht wenig feiern ließen. An-
dere Institutionen, allen voran die evan-
gelische Kirche, wollten vom Thema 
Missbrauch nichts wissen. Doch sind Re-
geln das eine, ihre Beachtung das andere. 
Das zeigt sich auch im dritten Zwischen-
bericht des Projekts Sexueller Missbrauch 
im Bistum Trier. Im Fokus des Berichts, 
der von den Trierer Historikern Lutz Ra-
phael und Lena Haase verantwortet wird, 
steht die Amtsführung zweier Bischöfe, 
die noch heute Verantwortung tragen: 
Reinhard Marx, der von 2001 bis 2008 Bi-
schof von Trier war und seit 2009 Erzbi-
schof von München und Freising ist. Und 
Stephen Ackermann, Marxens Nachfol-
ger in Trier und von 2010 an bis 2023 
Missbrauchsbeauftragter der Deutschen 
Bischofskonferenz. Beiden attestieren 
die Historiker Versäumnisse und Fehler, 
aber auch die Implementierung wesentli-
cher Verbesserungen.

So bestand Marx, der 2002 von Pader-
born nach Trier gekommen war, gegen-
über seinen Mitarbeitern in der Bistums-

Professionelle Strukturen wurden aufge-
baut, die Zeit zwischen Übergriff und 
Meldung ging erheblich zurück, Fürsorge 
für Betroffene rückte in das Zentrum des 
Handelns des Bischofs und seiner Mit-
arbeiter.

Allerdings gaben die Akten wie auch 
Gespräche mit kirchlichen Akteuren und 
Betroffenen zu erkennen, dass sich an 
dem Vorgehen nach den neuen Leitlinien 
Kritik entzündete. Betroffene monieren 
bis heute die zum Teil lange Dauer der 
Verfahren. Die Kommunikation nach 
außen, vor allem in die Gemeindeöffent-
lichkeit, wurde immer wieder unter Ver-
weis auf den Schutz von Persönlichkeits-
rechten verweigert. Und Ackermann ge-
wichtete die Fürsorgepflicht gegenüber 
den Beschuldigten, die in die Kategorial-
seelsorge versetzt wurden, oft höher als 
das öffentliche Sicherheitsinteresse.

Alles in allem lässt der Bericht erken-
nen, dass die katholische Kirche in 
Deutschland in den vergangenen 25 Jah-
ren zwar langsam und unter vielen 
Schmerzen, aber im Ergebnis doch zu 
einem sichereren Ort für Kinder und an-
dere Schutzbefohlene geworden ist. Die zu 
Beginn des Beobachtungszeitraums gän-
gige Praxis, sexualisierte Gewalt als Ange-
legenheit von Einzeltätern und deren Op-
fern zu betrachten, ist zumindest im Bis-
tum Trier nicht mehr anzutreffen. 
Stattdessen ist Prävention auf allen Ebe-
nen zum Standard geworden. Aber all das 
macht die Versäumnisse auch der jünge-
ren Vergangenheit nicht ungeschehen.

Die in Trier entstandene Betroffenen -
initiative Missbit sparte am Donnerstag 
nicht mit Kritik an Ackermann und dem 
aus ihrer Sicht insgesamt zu wohlwollen-
den Bericht. Mit der „Realität der Betrof-
fenen“ habe er wenig zu tun. Die Unab-
hängige Aufarbeitungskommission im 
Bistum Trier kam zu einer günstigeren 
Einschätzung. Deren Vorsitzender Ger-
hard Robbers sprach von einem „ausge-
wogenen Bild der Geschehnisse und Ver-
antwortlichkeiten“. Allerdings gelte es, 
die Perspektive der Betroffenen noch 
stärker in den Vordergrund zu rücken als 
bisher und dornige Probleme wie die In-
transparenz bei der Kommunikation und 
den Zahlungen in Anerkennung des Leids 
„mit Mut und Überzeugung anzugehen“.

leitung auf der konsequenten Anwen-
dung der Leitlinien. Aber er vertraute da-
bei weiterhin den Geistlichen, die schon 
unter seinem Vorgänger nach Gutdünken 
agiert hatten. Die Kommunikation mit 
der Staatsanwaltschaft blieb mangelhaft. 
In einem Fall wurde einem Hinweis aus 
einer Behörde nicht nachgegangen, für 
ein Drittel der neu Beschuldigten hatten 
die Meldungen keine Folgen, ein weiteres 
Drittel fand sich als Seelsorger in Kran-
kenhäusern, Altenheimen oder bei Or-
densschwestern wieder, ohne dass ihr Le-
benswandel überwacht worden wäre. Des 
Weiteren wurde den wenigsten Betroffe-
nen konkrete Hilfe angeboten, wie es die 
Leitlinien verlangten. Erst recht nicht 
wurden deren Familien und Gemeinden  
in den Blick genommen. Umgesetzt wur-
de dagegen die Pflicht zur bistumsinter-
nen Aufklärung – ein Fortschritt gegen-
über der Zeit vor 2002. 

Steiler wurde die Lernkurve erst nach 
dem Amtswechsel von Marx zu Acker-
mann und der Verschärfung der Leitlinien 
der Bischofskonferenz im Herbst 2010. 
Diesmal handelten die Bischöfe erkenn-
bar unter Zwang: Die Enthüllung über se-
riellen Missbrauch am Berliner Canisius-
Kolleg der Jesuiten im Winter 2010 hatte 
zur einer Flut von Berichten über sexuali-
sierte Gewalt im Raum der Kirche ge-
führt, die jeden schönen Schein unter sich 
begrub. Ackermann setzte auf neues Per-
sonal. Auch ließen die neuen Leitlinien 
dem Bistum weniger Spielraum. Die 
„Kombination aus strafrechtlicher Über-
prüfung bzw. Verurteilung, forensischer 
Begutachtung und Psychotherapie sowie 
kirchenrechtlichen Sanktionen bis hin 
zum Ausschluss aus dem Klerikerstand“, 
die das Grundgerüst des neuen Regelwer-
kes bildete, kam nach Erkenntnissen der 
Historiker nun auch in Trier zum Tragen. 

Eine Trierer Missbrauchsstudie zeigt
Fortschritte und Versäumnisse

Von Daniel Deckers

Was die Kirche gelernt hat

Licht und Schatten: Kardinal Marx und Bischof Ackermann Foto dpa

Wie schwer es ist, Beamte aus dem 
Dienst zu entfernen, zeigt der Fall des 
„Itiotentreffs“. In einer Chatgruppe hat-
ten Polizisten einander Holocaust-Scher-
ze geschickt. 2018 wurden sie deshalb 
vom Dienst freigestellt. Ein jahrelanges 
Strafverfahren endete  mit Freispruch. 
Zwar werteten die Richter die Chatinhal-
te als eindeutig rechtsextrem, doch sahen 
sie den Straftatbestand der Volksverhet-
zung nicht erfüllt: Die Voraussetzung der 
Öffentlichkeit habe gefehlt. Zumindest 
einer der fünf Beamten ist nach einem zä-
hen Verwaltungsgerichtsverfahren seit 
dem Sommer wieder im Dienst. 

Seitdem ist die Frage noch mehr in den 
Mittelpunkt gerückt, wie man Extremis-
ten aus dem öffentlichen Dienst fernhält. 
Aus Sicht von Roman Poseck (CDU), 
dem hessischen Innenminister, dürfen sie 
dort keinen Platz haben.   Der Staat, sagt 
Poseck, müsse „ein Bollwerk gegen Ver-
fassungsfeinde“ sein.  „Personen, die mit 
verfassungswidrigen Positionen sympa-
thisieren oder diese gar aktiv vertreten, 
dürfen keinen Einfluss auf staatliches 
Handeln erlangen“, sagt Poseck. 

Das Vorgehen gegen mögliche Extre-
misten ist in den Bundesländern unter-
schiedlich geregelt. In Rheinland-Pfalz 
erhalten angehende Beamte – darunter 
Lehrer, Richter oder Polizisten – eine 
fünf Seiten lange Liste mit Organisatio-
nen, die als verfassungsfeindlich gelten. 
Die AfD steht nicht darauf. Wer einer 
dieser Gruppierungen angehört, muss 
den daraus entstehenden Zweifel an sei-
ner Verfassungstreue in Gesprächen 

mit Vorgesetzten beseitigen und wird 
daraufhin im Einzelfall vom Verfas-
sungsschutz überprüft.  Bewerber mit 
Vollzugsaufgaben – etwa in Polizei oder 
Justiz – werden, auch in Hessen, grund-
sätzlich überprüft.

In Hessen geht die Prüfung weiter. 
Bewerber müssen sich einer Eignungs-
feststellung unterziehen, die über kör-

perliche und intellektuelle Fähigkeiten 
hinausgeht. In Einzel- und Gruppen-
interviews werden Integrität, interkul-
turelle Kompetenz und Demokratiever-
ständnis getestet. Zeigen sich Auffällig-
keiten, folge eine vertiefte Überprüfung, 
heißt es aus dem Innenministerium. 
Fehlt es an „charakterlicher Eignung“, 
zu der auch die Verfassungstreue zählt, 
wird die Aufnahme in den Polizeidienst 
verweigert. Im vergangenen Jahr betraf 
das 75 Bewerber, in diesem Jahr bislang 
45 – bei insgesamt 1000 bis 1200 Anwär-
tern jährlich.

Die Bedeutung des Verfassungsschut-
zes hat mit diesen Verfahren spürbar zu-
genommen. Allein das Landesamt für 
Verfassungsschutz (LfV) in Hessen re-
gistrierte im vergangenen Jahr 263.185 

automatisierte Anfragen – noch vor we-
nigen Jahren war es nur ein Bruchteil da-
von. Erst seit zwei Jahren werden Voll-
zugsbeamte  standardmäßig überprüft. 
Kommunale Ausländerbehörden erkun-
digen sich beim LfV, ob über Einbürge-
rungsbewerber Erkenntnisse vorliegen. 
Auch die Luftsicherheitsbehörden fragen 
nach, wenn Personen in „hochsensibler 
Infrastruktur“ arbeiten sollen. Wird ein 
Waffenschein beantragt, prüft die zustän-
dige Behörde ebenfalls beim Verfas-
sungsschutz – beim Waffenbesitz erfolgt 
die Abfrage halbjährlich automatisch er-
neut. Ziel ist, dass keine Schusswaffen in 
die Hände von Extremisten gelangen.

Nach dem Mord am Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lübcke hat der 
hessische Verfassungsschutz sein Vorge-
hen geändert. Im Zuge der Aufarbeitung 
wurde bekannt, dass es Erkenntnisse 
über den späteren Täter gab. Die wurden 
aber nicht an die zuständige Waffenbe-
hörde weitergeleitet. Heute, heißt es, 
könne so etwas nicht mehr passieren. Das 
Vorgehen, das im Waffenrecht seitdem 
gilt, diene als „Blaupause“ für den öffent-
lichen Dienst, sagt LfV-Präsident Bernd 
Neumann im Gespräch mit der F.A.Z.

Ergibt sich ein Verdacht gegen eine 
Person, wertet der Verfassungsschutz öf-
fentliche Quellen aus, zieht Erkenntnisse 
anderer Nachrichtendienste heran oder 
ergreift „nachrichtendienstliche Maß-
nahmen“ – etwa eine Observierung. Die 
größte Herausforderung bestehe darin, 
dass viele Erkenntnisse aus Quellen-
schutzgründen als vertraulich oder ge-

heim eingestuft seien. In Hessen prüft 
man daher inzwischen im Einzelfall, ob 
eine Freigabe oder Herabstufung möglich 
ist, um Informationen auch dienstrecht-
lich verwerten zu können. Durch „Quer- 
und Längsschnittanalysen“ sollen mög-
lichst viele Erkenntnisse gerichtsverwert-
bar werden. So sollen die Behörden in die 
Lage versetzt werden, disziplinarrechtli-
che Schritte einzuleiten.

Erfährt der Verfassungsschutz umge-
kehrt, dass eine Person mit tatsächlichen 
Anhaltspunkten für extremistische Be-
strebungen im öffentlichen Dienst tätig 
ist, übermittelt er die Informationen – im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 
– an den Dienstherrn. In der hessischen 
Polizei laufen derzeit 27 Disziplinarver-
fahren wegen möglicher Verstöße gegen 
die Verfassungstreuepflicht, teilt das In-
nenministerium mit.

Eine flächendeckende Überprüfung al-
ler Bewerber lehnt das Land ab. „Über-
prüfungen dürfen nicht mit dem Rasen-
mäher durchgeführt werden. Es handelt 
sich um einen Eingriff in Grundrechte, 
der gerechtfertigt sein muss“, sagt Neu-
mann. Bei Polizisten gilt der Eingriff als 
verhältnismäßig, weil sie Waffen tragen 
und das Recht haben, Zwang anzuwen-
den. Bundesweit arbeitet derzeit eine 
Arbeitsgruppe der Innenministerkonfe-
renz an einem einheitlichen Vorgehen, 
wie sich die Einstufung der AfD auf den 
öffentlichen Dienst und auf waffenrecht-
liche Erlaubnisse auswirkt. Das gehe we-
sentlich auf hessische Initiative zurück, 
sagt Poseck.

Extremisten fernhalten
Wie der Staat angehende Beamte überprüft: Das Beispiel Hessen / Von Timo Steppat, Wiesbaden

Die Zahl der Anfragen beim 
Landesverfassungsschutz ist 
sprungartig  gestiegen. 2024 
waren es mehr als 260.000. 

Nach Ankara
Von Friederike Böge 

D er Bundeskanzler hat in An-
kara dann doch recht deutli-
che Worte zur Verfolgung der 

Opposition in der Türkei gefunden. 
Er hat öffentlich seine Besorgnis über  
die mangelnde Rechtsstaatlichkeit 
ausgedrückt. Das war richtig. Denn 
auch Präsident Erdoğan hat ja kein 
Blatt vor den Mund genommen. Er 
hat sich über Fremdenfeindlichkeit in 
Deutschland beklagt und sich  beim 
Thema Gaza nicht gescheut, die 
Gegensätze in den Positionen 
Deutschlands und der Türkei heraus-
zustellen. 

Bei allen geostrategischen Interes-
sen: Ducken muss Deutschland sich 
nicht vor dem türkischen Präsidenten. 
Die Türkei braucht Deutschland ge-
nauso wie umgekehrt. Gerade wenn 
die Bundesregierung darauf setzt, die 
Türkei strategisch noch enger an 
Europa zu binden, darf sie auch jene 
nicht vergessen, die sich seit Langem 
aus demokratischer Überzeugung für 
eine Ausrichtung des Landes  Rich-
tung Westen einsetzen. Gleichzeitig 
war es richtig, dass  Merz mit der Wie-
deraufnahme strategischer Dialoge 
die Kanäle nach Ankara verbreitert 
hat. Damit trägt er der gewachsenen 
Bedeutung der Türkei in der aktuellen 
Weltlage Rechnung. Es gilt, den Ein-
fluss zu nutzen, den Erdoğan auf die 
Hamas in Gaza und auf Putin  hat. Ein 
enger Draht nach Ankara ist  auch 
hilfreich, wenn die Bundesregierung 
ihre Ankündigung wahr machen und 
wieder Syrer in ihr Heimatland zu-
rückschicken will. An einer engeren 
Kooperation mit Ankara führt also 
kein Weg vorbei.

Streit aushalten
Von Reinhard Müller

M it allem Recht hat Bundes-
präsident Steinmeier die 
Bedeutung einer unabhän-

gigen Justiz gerade in diesen Zeiten 
hervorgehoben. Auch in der europäi-
schen Rechtsgemeinschaft ist es kein 
Tabu mehr, zumindest den Versuch 
zu unternehmen, die Justiz (und die 
Medien) gleichzuschalten. Damit ist 
aber der bewährte demokratische 
Rechtsstaat akut gefährdet.  Wer die 
Justiz demontiert und öffentlich ver-
höhnt, untergräbt das Vertrauen in 
den Rechtsstaat insgesamt. Alle Ge-
walten müssen sich dessen bewusst 
sein. Und nicht nur sie. Denn der 
Rechtsstaat, das sind wir alle.

Gerade deshalb ist es aber falsch, 
wenn Steinmeier meint, es sei nicht 
gut für unser Land, Richterwahlen 
zum Gegenstand parteipolitischen 
Streits zu machen. Was denn sonst? 
Parteien sind unterschiedlich. Rich-
terwahlen sind bedeutsam. Es wäre 
merkwürdig, wenn es darüber nicht zu 
Auseinandersetzungen käme, insbe-
sondere beim Verfassungsgericht. Die 
gab es immer schon.  Richter  (auch an-
gehende) wie  Gerichte müssen gerade 
angesichts ihrer Bedeutung Streit und 
Kritik auch aushalten. Wie Medien 
übrigens auch. Das gehört zur Verant-
wortung der Gewalten –  und das passt 
auch ins Bild, dass wir alle in einem 
Boot sitzen, dass Demokratie auch ein 
Gespräch ist.  Die Lebendigkeit, die 
sonst immer gern und mit Blick auf 
unsere Vergangenheit gefordert wird, 
zeigt sich genau hier. Im Umgang mit 
Kritik an sich selbst.
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